
Stromversorgung: Beim Geschäft mit der Elektrizität sind die Regeln von Markt und Wettbewerb außer Kraft gesetzt
K a r t e l l e

Der Staat der „Stromer“
Deutschland im Griff der Stromkonzerne: Die Elektrizitätsgiganten setzen auf Stromverschwendung und kassieren
überhöhte Monopolpreise. Mit den Milliardengewinnen machen sie sich immer neue Branchen untertan. Wirksame
Kontrolle findet nicht statt: Hunderte von Politikern sind mit gutbezahlten Posten ruhiggestellt.
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n den Chefetagen der deutsch
Stromkonzerne ist der Mann aus deIniedersächsischenHagenbestens be

kannt. Würde HelmutEicker endlich
schweigen, wäre für die Konzernche
viel gewonnen. Sie fürchten ihn mehr a
jeden Politiker.

Als Stromrebell hat sich der Ge-
schäftsführer derEnergiegenossenscha
Teutoburger Wald einenNamen ge-
macht. Seit siebenJahren verweigert
der Aktivist zusammen mitfünf kleinen
Gemeinden die Zahlungeines überhöh-
ten Strompreises an den Energieko
zernRWE.

Um 30 Prozentwollte RWE 1988 die
Preiseanheben.Eicker sagte nein und
machte denungläubigenManagern klar
Ich will streiten und nichtschweigen.

Mitkämpfer ausanderen Kommune
warenschnellgefunden. Bisher zahlte
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die Aufständischen 25Millionen Mark
auf ein Sperrkonto. „Solange RWE un
nicht schlüssig beweist, wieviel die
Stromherstellungwirklich kostet“, sagt
Eicker, „soll dasGeld auf der Bankblei-
ben.“ Die Richter des Karlsruher Bun
desgerichtshofs weißEicker auf seine
Seite. Siewiesen die Klage von RWE
auf Zahlung der ausstehenden Re
nungen ab und forderten den Konze
auf, eine überprüfbare Kostenrechnun
vorzulegen.

Doch RWE stellt sich stur. Die
Stromproduzenten aus Essenlegten nur
eine Scheinkalkulationvor. Die „Frei-
heitskämpfer der Energieversorgun
(Eicker) zahlen weiterhin nicht. RW
erhob erneutKlage, Ende November
muß das LandgerichtOsnabrück ein
weiteres Mal entscheiden.Eicker istsie-
gessicher: „Wenn wirgewinnen, können
-

wir die Preiskontrolle selbst in die
Hand nehmen.“

Soweit wird es so schnell nichtkom-
men. Der Streit um den Stromprei
rührt am Nerv des deutschen Energ
systems: DasStromkartell der Groß-
konzerne, das nahezu jedenbeliebigen
Preis verlangt, gibt so schnell nich
auf.

Für die Erzeugung und den Verka
von Elektrizität sind die Regeln von
Markt und Wettbewerb seit Hitlers
Zeiten außerKraft gesetzt, dierechts-
staatliche Kontrollegreift nicht. Drei
untereinanderverflochteneKonzerne –
RWE, Veba, Viag – haben imStrom-
paradies Bundesrepublik das Sagen.

Sie diktieren dem Verbraucher d
Preise und den Politikern dieSpielre-
geln. Das Ergebnis ist fatal: Di
Strompreise in Deutschlandliegen bis
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Strom und
Region
Die deutschen
Elektrizitäts-
lieferanten

Quelle:
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RWE
zu 66 Prozent über denen derNachbar-
länder (sieheGrafik).

Über jeden Prozentpunktmehr bei
Krankenversicherung,Rente undEin-
kommensteuerwird monatelangöffent-
lich diskutiert – nur der Strompre
steigt still.

Ohne Skrupel setzen die dreiUnter-
nehmen RWE, Veba/PreussenElektr
und Viag/Bayernwerk ihre Interesse
gegen ihreKunden durch. Sogelang es
ihnen,
i die überregionale Stromversorgu

Ostdeutschlands zum Spottpreis
Industriestrom
Preise in Städten der EU in Pfennig je kWh
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übernehmen und die Bürger der neu
en Länder zu zwingen, über die
Stromrechnung ihre eigenen Kra
werke und Leitungen noch einmal
bezahlen;

i mit Bilanztricks einige Milliarden
Mark Gewinn an denFinanzbehör
den vorbeizuschleusen;

i mit rechtlichen Winkelzügensowie
Klagedrohungen diestaatliche Auf-
sicht über ihrMonopol in weiten Tei-
len außerKraft zu setzen.
Außerdem drängen sieHunderte von

Kommunen, oft gegen denWillen der
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Bürger, auf die um
weltfreundliche Strom
erzeugung mit Kraft
Wärme-Kopplung zu
verzichten.

Bundesweit formier
sich daher eine wach-
sende kommunale Ge
genbewegung, die nu
mit mehrerenMuster-
klagen vor den ober
sten Gerichten um ih
Recht auf eine öko-
logisch reformierte

Energieversorgung
streitet.

Die Stromfürsten
dehnen unterdesse
ihr Reich in immer
neue Branchen au
Längst ist es nich
mehr möglich, auch
nur einen Tag in
Deutschland zu verbringen,ohne einem
der Energiekonzerne auch außerh
der Stromrechnung Tribut zahlen
müssen.

Die Stromer, diefleißig Firmengrup-
pen zusammenkaufen,sind vor allem
auf eines aus: auf Gebühren.

In der Abfallwirtschafthaben Firmen
wie die RWE-Töchter Trienekens un
R + T oder die Veba-Tochter Westa
schonrund ein Viertel des Marktes im
Griff. Eifrig bauen sie als Generalen
sorger für ganzeRegionen neueMono-
pole auf.

Über Kredite und Posten überna
men sie auch die Regie beim „Dualen
System“ für Verpackungsmüll. Schon
etwa die Hälfte der jährlich vier Milliar-
den Mark Gebühren für den Grüne
Punkt landen in denKassen der Stro
mer. Auf derGegenseite, bei den Mül
erzeugern, beherrscht die Münchner
ag/Bayernwerk-Gruppe mitDutzenden
Unternehmen den Markt fürVerpak-
kungen aller Art, von der Pet-Flasche
bis zur Aluminiumdose.

Strategischbauen dieEnergieversor
ger auch ihreBeteiligung in der Wasser
wirtschaft aus, wo erneutgroße Mono-
polgewinnewinken. Beim Branchenfüh
rer Gelsenwasser AGetwa, der 2,7Mil-
lionen Verbraucher mit Wasser ver-
sorgt, hat PreussenElektra das Sage

Alle gemeinsam rüsten für dieErobe-
rung des Telefonmarktes ab1998.Auch
das dann aufgelöste Staatsmonopo
droht nun in die Händeeines nicht min-
77DER SPIEGEL 46/1995



Stromkonzern-Beteiligungen Wasserwirtschaft, Entsorgung*: Die Stromfürsten dehnen ihr Reich immer mehr aus
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Nazi-Wirtschaftsminister Schacht
Grundlage für das heutige Strommonopol
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der teuren privaten Oligopols zu fal-
len.

So bringt die kleine Elektrizitäts-Eli-
te einen immer größerenTeil desSozi-
alprodukts unter ihre Kontrolle. „Die
Monopole der Stromkonzerne“, war
Dieter Wolf, Präsident des Bundeska
tellamts, „sind enorm schädlich für die
Volkswirtschaft.“ Der Bürger und
Stromkunde ist derDumme.

Die politische Diskussion um deze
trale Energieversorgung, Recycling
und Öko-Steuernwird durch die ge-
ballte Marktmacht entscheidend g
prägt. SPD-Chef Rudolf Scharping
nennt die Stromgiganten gar ein
„Gefahr für die Demokratie“.

„Selbstverständlichgilt auch für uns
das Primat der Politik“, wehrt sich
Dietmar Kuhnt, Chef desRWE-Kon-
zerns, gegensolche Vorwürfe. Der
57jährigeManager ist ein umgänglicher
Mensch, kein verbissenerHardliner
wie viele seiner Kollegen.

Doch Ende Juni drohte erungeniert
der neuenrot-grünen Koalition in Düs
seldorf mit einem Investitionsstopp, a
diese dieAusdehnung desrheinischen
Braunkohletagebaus Garzweiler in Fr
ge stellte. Ausgaben für neueKraft-
werkstechnik in Höhe von 20Milliar-
den müßten storniert, Tausende v
Arbeitsplätzen aufgegeben werden,
wetterte Kuhnt, dessen RWE den Ta
gebau betreibenwill.

Es blieb nicht bei denWorten aus
der Zentrale.Konzernmanager aus de
Braunkohlebetrieben brachten ihre B
legschaft mit bezahlten Aufmärschen
gegen die SPD in Stellung. Für de
RWE-Boß und seine Mitstreitersteht
mit dem grün-roten Reformprogram
die Geschäftsgrundlage auf dem Spie
das Stromkartell.

Die Grundlage fürdessen Macht is
das bis heute gültige Energiewirt-
schaftsgesetz, mit dem NS-Wirtschaf
minister Hjalmar Schacht vorgenau 60

** HEW, Bewag, Energie-Versorgung Schwaben
und Badenwerk.

* Wassertürme der Gelsenwasser AG, Müllfahr-
zeuge der Firma Trienekens.
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Jahren „dieWehrhaftmachung der deu
schen Energieversorgung“betrieb.

Schon damalskontrollierten diegro-
ßen Drei zusammen mit den ostdeu
schen Elektrowerken rund die Hälfte
der öffentlichenStromerzeugung.Aber
sie mußten mit1500privaten und kom
munalen Kleinerzeugernkonkurrieren,
die ihnenriesigeVerluste bescherten.

Das kleinteilige Systembedeute „eine
Vergeudung von Volksvermögen“, b
haupteten die Strommagnaten daher
ter Führung des damaligenRWE-Chefs
Arthur Koepchen gleich nach der
Machtergreifung in einemGutachten
für den Nazi-Bankier Schacht. Bess
seienGroßkraftwerke, die imNetzver-
bund dieVersorgungohne Konkurrenz
sicherstellen.

Die Stromkonzerne regten an, d
Nazi-Regierung folgte. Dasneue Ener-
giegesetzentsprach genau ihren Vorste
lungen. Um „volkswirtschaftlich schäd
liche Auswirkungen des Wettbewerb
zu verhindern“, heißt es in der Präa
bel, unterliege der Kraftwerksbaufort-
an der zentralstaatlichen Aufsicht, d
alsbald der „Reichsgruppe Energiewi
schaft“ übertragen wurde, die von de
-

großen Firmen beherrscht wurde. D
konnten die städtischen Unternehmen
zwar nicht abschaffen,aber vomweite-
ren Wachstum ausschließen. An Hitle
Rüstungsboom verdientenallein die
Konzerne, sie bauten undkontrollierten
das neue überregionale Verbundsystem

An dieserStruktur ändertesich auch
nach dem Krieg nur wenig. Schon1948
gründete die Stromwirtschaft die bis
heute weithin unbekannte „Deutsch
Verbundgesellschaft“ (DVG), die e
folgreich das Nazi-Erbe in die neue
Bundesrepublik hinüberrettete.

Ihre technische Machtbasis ist seith
das 380-Kilovolt-Hochspannungsne
die Autobahn des Stromtransports
Über diesesNetz wird die „Last“, also
die schwankende Stromnachfrage,
die jeweilsverfügbarenKraftwerkever-
teilt. Nur die acht DVG-Mitgliedsunter
nehmen habenZugriffsrecht, schon des
halb gehtohne siefast nichts.

Den Platz als Deutschlands Stro
großmachtNummer eins hält unange-
fochten die EssenerRheinisch-Westfäli
schesElektrizitätswerk AG, dieheute
unter dem Namen RWE mit derAbga-
be von jährlich 136 Milliarden Kilowatt
stunden rund ein Drittel der ö
fentlichen Stromversorgun
kontrolliert.

Dichtauffolgt der Düsseldor
fer Veba-Konzern mit seine
Elektro-Gesellschaften Preu
senElektra in Hannover un
der Veba Kraftwerke Ruhr.
Auf dem drittenPlatz liegt die
Münchner GruppeViag/Bay-
ernwerk vor den Vereinigte
Elektrizitätswerken Westfale
(VEW) mit Sitz in Dortmund.
Das restliche Viertel teilensich
die staatseigenenHamburger,
Berliner und baden-württem
bergischen Kilowattverteile
sowie einigeStadtwerke mit ei
genem Kraftwerkspark**.

Aber auch diese Aufteilung
dokumentiert eher diehisto-
rischgewachsene Verwaltung
form der Branche,nicht ihre
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Struktur. Die achtsind nicht nur übe
ihre Leitungen, sondern auch dur
Beteiligungen, gemeinsame Tochterg
sellschaften und Kraftwerke verbun-
den.

Zugleich erlaubt das Energierec
dem Megawatt-Klub, dasLand in so-
genannte Demarkationsgebiete,regio-
nale Monopole,aufzuteilen, in denen
die konzerneigenen Verteilerunterne
men den Saft aus der Steckdose exk
siv vermarkten oder anlokale Stadt-
werke weiterleiten.Mangels Alternati-
ve muß der Verbraucherstets zahlen,
was der Hersteller fordert.

Welchen Machtmißbrauchdieses Sy
stem zuläßt, demonstrierte die Stro
zunft besonders dreist in Ostdeutsc
land. Dort landeten Kuhnt undseine
Kollegen einenCoup, wie erselbst in
der skandalreichen Geschichte d
Treuhandanstalteinmalig ist.
84 DER SPIEGEL 46/1995
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Gesamtumsatz

1970 1980 1990 1994 1995*

in Milliarden Mark

andere:
RWE Entsorgung AG 100%

Energie:
RWE Energie AG
RWE Telliance
Lech-Elektrizitätswerke AG
Veag Vereinigte Energiewerke AG
Isarwerke GmbH

100%
100%
75%
26%
25%

Chemie und Mineralöl:
RWE-Dea AG
Fuchs Mineraloelwerke GmbH
Deminex GmbH

99%
25%
19%

Bergbau:
Rheinbraun AG
Rheinbraun Australia Pty Ltd.
Lausitzer Braunkohle AG (Laubag)

100%
100%
55%

Maschinen-, Anlagen- und Gerätebau:
Nukem GmbH
Lahmeyer AG für Energiewirtschaft
Heidelberger Druckmaschinen AG

100%
64%
57%

Bau:
Hochtief AG 56%

Die Spannung steigt
Die größten deutschen Elektrizitätsversorger

RWE
D I E  W I C H T I G S T E N  B E T
-

Die Offensive begann, da war übe
die Vereinigung derbeiden deutsche
Staaten noch garnicht entschieden
Gleich nach den ersten freien Wahl
im Frühjahr 1990 handelten die große
Drei mit der überfordertenRegierung
des Lothar deMaizière (CDU) den so
genannten Stromvertrag aus.

In ahnungsloser Naivität übertrug der
Energiestaatssekretär Uwe Pautz
mals die „Geschäftsbesorgung“ für die
gesamte DDR-Stromindustrie denwest-
deutschen Konzernen.Gleichzeitig si-
chertendiese sich dasalleinige Recht,
das Verbundnetz und die Großkraftwe
ke komplett, die regionalen Energie
kombinate zu 51 Prozent kaufen zu d
fen.

Vergebens protestierten Städtevert
ter gegen „die zweiteEnteignung de
ostdeutschenKommunen“. Schließlich
hatte dieStromindustrie vor derDDR-
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Stromumsatz

1970 1980 1990 1994 1995*

in Milliarden Mark

Energie:
PreussenElektra AG
Veba Kraftwerke Ruhr AG
Kernkraftwerk Unterweser GmbH
Lausitzer Braunkohle AG
E-Plus Mobilfunk GmbH
Veag Vereinigte Energiewerke AG
Ruhrkohle AG
Gelsenwasser AG

100%
100%
100%
30%
28%
26%
39%
43%

Chemie und Mineralöl:
Bunawerke Hüls GmbH
Veba Oel AG
Veba Oil Libya GmbH
Hüls AG
Deminex GmbH

100%
100%
100%
100%
63%

Handel, Verkehr, Dienstleistungen:
Stinnes AG
Raab Karcher AG

100%
100%

andere:
Chemie-Verwaltungs-AG
Vebacom GmbH

100%
100%

Veba
E I L I G U N G E N

RW
-

Gründung denGemeinden und Länder
gehört. Doch von Rückgabe wollten die
Stromherren aus Westdeutschla
nichts wissen.

Erst vor dem Bundesverfassungsg
richt erstrittensich dieOst-Kommunen
1992 dasRecht,wenigstensihre lokalen
Verteilernetze übernehmen undeigene
Stadtwerke gründen zu dürfen. De
Kern des Treuhandvertrags, die Über-
nahme des Ost-Verbundunternehme
Vereinigte Energiewerke AG (Veag
blieb davon allerdings unberührt.Vier
Jahrelangkonnten dieKonzernstatthal
ter ungestört die „Geschäfte besorge
– und wie.

Schon bis 1991 steigerten sie di
Strompreise für dieneuen Bundesbür
ger auf westdeutsches Niveau,weit
schneller als dieAusgaben. Der „unge-
planteCash-flow“, so der früherePreus-
senElektra-Manager und heutigeVeag-
10

20

30

40

Rückstellungen

1970 1980 1990 1994

in Milliarden Mark

Energie:
Bayernwerk AG
Isarwerke GmbH
Veag Vereinigte Energiewerke AG
Energieversorgung Ostbayern AG
Kernkraftwerk Gundremmingen
Innwerk AG

97%
19%
23%
96%
25%

100%

Chemie:
SKW Trostberg AG 100%

Verpackung:
VAW Aluminium AG
Schmalbach-Lubeca AG
Gerresheimer Glas AG

100%
51%
51%

Logistik:
Klöckner & Co. AG
Kühne & Nagel International AG

100%
30%

andere:
Didier-Werke AG
Viag Interkom GmbH & Co.
Computer 2000 AG

26%
50%
53%

 *geschätzt

Viag

E Veba Bayernwerk,
ab 1995 Viag
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Chef Jürgen Stotz, spülte bis1994 über
vier Milliarden Mark liquide Mittel in
die Veag-Kasse. Die Überschüsse v
steckte Stotz trickreich in der Bilanz.

Der Knall folgte schließlich im Sep
tembervergangenenJahres. Nachjahre-
langen Geheimverhandlungen gab
damalige Treuhand-Präsidentin Birgit
Breuelbekannt, daß dieVeag für bloße
acht Milliarden Mark an daswestdeut-
scheVerbundkartell verkauft wird.

Schon der Preis sei sensationell nie
rig und allenfalls „durch flagrantes Ver-
sagen derTreuhandanstalt“ zu erklären,
empört sich derEnergierechtsexpert
und Anwalt Peter Becker.Schließlich
ginge es um einStromunternehmen s
groß wie das Bayernwerk.Eine interna-
tionale Ausschreibung hätte mindeste
Bau einer Hochspannungstrasse der Veag: „Zweite Enteignung der ostdeutschen Kommunen“
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das Dreifache eingebracht, schätzt B
Schlemmermeier, der alsWirtschaftsbe-
rater vieler Stadtwerke die Strombran
che von innenkennt.

Der eigentlicheClou des Stromdeal
ging aber noch weiter: Die West-Kon
zerne mußten garnicht selbstbezahlen
Statt dessendurften sie dieKasse des
Ost-Unternehmens plündern undvier
Milliarden Mark als „Vorab-Dividende“
(Stotz) steuerfreinutzen, um damit die
Treuhandforderung zu bedienen.

Unterm Strich mußten RWE, Veba
und Viag nur ganzezwei Milliarden tat-
sächlich an dieBundeskasse überwe
sen, der Rest wurde auf 18Jahregestun-
det. So haben dieostdeutschen Bürge
den Verkauf ihrer eigenen Stromind
strie in vier Jahren durch überhöhte
Strompreiseselbst finanziert,kalkuliert
Veag-Kenner Schlemmermeier. Mit j
der Kilowattstunde seien 1,5 Pfenn
86 DER SPIEGEL 46/1995
mehr eingenommen worden, alsselbst
mit einer ordentlichenRenditevertret-
bar gewesen wäre.

Das dicke Ende des ostdeutsche
Stromwuchersdroht nun im kommen
den Jahr. Denn mit demWegfall des
Kohlepfennigs sinken in Westdeutsc
land ab Januar auf breiter Front d
Strompreise. Die Veag undderenwest-
liche Eigentümerwollen im Ostendage-
gen das bisherige Niveaubeibehalten
Schließlich müßten milliardenschwere
Neuinvestitionen über Kreditefinan-
ziert werden.Nicht von denKonzernen,
sondern „von der Treuhand“ sei „d
Veag geplündert worden“, rechtfertigt
Bayernwerk-Aufsichtsratschef Joch
Holzer denUmstand, „daß wir in den
neuenBundesländern füreine Weile ein
höheres Preisniveauhaben werden
(sieheSPIEGEL-GesprächSeite 104).

Dagegen laufen nun die Landesre
gierungenSturm. Die drohendePreis-
differenz von bis zu sechs Pfennig p
Kilowattstunde wäre ein „massiver
Wettbewerbsnachteil für die Ost-Ind
strie“, warnt Brandenburgs Wirt-
schaftsminister Burkhard Dreher
(SPD). „Die Bundesregierung muß d
verhindern“, meintDrehers sächsischer
Kollege Kajo Schommer (CDU)
Schließlich sei sie für denVerkauf der
Veag verantwortlich. Klärungsoll im
Dezember dieKonferenz der Ost-Re
gierungschefs mit Kanzler Helmut
Kohl bringen. Würden dieStrompreise
dann nicht gesenkt, soDreher, „wirft
das all unsere Bemühungen um A
siedlung zurück“.

Dazu hätte es,ginge esnach gelten
dem Recht, garnicht kommen dürfen
Denn daß einMonopol zur Bereiche-
rung einlädt, wußten auch dieErbauer
der sozialen Marktwirtschaft zuZeiten
von KanzlerKonrad Adenauer. Und si
handelten.

Die Preise für dieEndverbrauche
werden seither mit einer „Bundestar
ordnung Elektrizität“ geregelt. Sie un
terliegen der Genehmigungspflicht d
Länder. Diesollen überwachen, daß di
Hersteller nur fordern, was „inAnbe-
tracht der Kosten- und Erlöslageerfor-
derlich ist“.

Doch diese Konstruktion ist besten
falls gut gemeint, in derPraxis wird ihr
Grundgedanke ad absurdum geführt.
Die Kontrolle der tatsächlichenKosten
und Gewinne derStromwirtschaft finde
gar nichtstatt.
Die Konzernelegen nur
eine Art theoretische
Rechnung vor. Darinstellen
sie den Stromkundenviel-
fach Kosten in Rechnung
die nie wirklichanfallen. So
dürfen die „Elektrizitätsver-

sorgungsunternehmen“
(EVU), anders als in de
Steuerberechnung üblich,
den sogenannten Wiederb
schaffungswertihrer Anla-
gen veranschlagen. Da
durch bezahlen die Ver
brauchernicht nur den tat-
sächlichen Anschaffungs
preis eines Kraftwerks,son-
dern bis zu 30 Jahrelang
auch einefiktive Preissteige
rungsrate auf dieseSumme.

Ganz legal sammelnsich
so riesige Beträge steuer-
und zinsfrei auf denEVU-
Konten. Muß dannwirklich
neu gebaut werden,sind die
realen Kosten proKilowatt
allein aufgrund des techn
schen Fortschritts weit ge
ringer.
Zudem beanspruchen die Strom
selbstverständlicheinen „angemessene
Gewinn“ auf ihr Kapital, der nochein-
mal mit 6,5 Prozent bei derPreiskalku-
lation zu Bucheschlägt.

„Schon damit erhalten sieRenditen,
wie sie kaum ein Unternehmen imWett-
bewerberwirtschaftet“, empörtsich der
Finanzwissenschaftler ProfessorHans-
Georg Petersen, der als Gutachter
hessischenLandesregierung die Strom
branche untersuchte.

Auch an ihren Ausgaben verdiene
die Stromherren nochgutes Geld. Sie
kassieren nämlich um somehr, je teure
ihre Investitionen sind. Egal was sie a
schaffen, dieAusgaben werden über d
amtlich genehmigten Preise „angeme
sen verzinst“.

Folglich bauten und kauften dieStro-
mer, wasimmer sie rechtfertigen konn
ten, undschafften über dieJahrzehnte
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Der Atomstrom erschloß
den Konzernen eine

phantastische Geldquelle
riesige Überkapazitäten an. Allein di
westdeutschen EVUverfügen heute
über eine Kraftwerkskapazität vo
90 000 Megawatt.Wirklich eingesetz
werden selbst an kalten Januartage
nur zweiDrittel dieser Leistung.

Auch an dem vonihnen mitverur-
sachten Waldsterbenkonnten RWE
und Veba somit prächtig verdienen.
Während die PR-Abteilungenöffent-
lich stolz die Anstrengungen zur En
schwefelung undEntstickung der Koh
lemeiler priesen, rechtfertigten d
Kassierer mit denteuren Filtern bei
den Genehmigungsbehörden einen
Preisaufschlag von bis zudrei Pfennig.

Ein phantastisches Milliardenspi
wurde erst recht das Geschäft m
Atomkraftwerken, das die größten a
zunehmenden Kapitalmengen auf-
nahm. Sogar derPleitereaktor in Mül-
heim-Kärlich am Rheinbringt Gewinn.

Weil die RWE-Ingenieureseinerzeit
mit den MainzerBeamten desdamali-
gen MinisterpräsidentenHelmut Kohl
die Baugenehmigungrechtswidrig ma-
nipulierten, stoppte dasBundesverwal
tungsgericht1988 denBetrieb. Jahr für
Jahr rechnet RWE aber 300Millio-
nen Mark Baukosten bei derPreisbe-
hörde ab, 4,8 Milliarden bis zumJahr
2003.

Weil dasGanze imLeasingverfahren
über eine LuxemburgerBriefkastenfir-
ma abgewickelt wird,kommen Steuer-
ersparnisse von weiterenvier Milliar-
den zusammen, errechnete Lutz M
Experte fürEnergiepolitik an derBerli-
ner Freien Universität. Insgesamt wer
der 1300-Megawatt-Reaktor über ei
Milliarde Gewinn einspielen, trotzStill-
stand.

Dreist verklagte derKonzern Rhein-
land-Pfalzdennoch auf weitere 750Mil-
lionen Mark Schadensersatz,weil das
Land denStillstand mitverschuldet ha
be.

Zugleich hat der Atomstrom den
Konzernen eine weiterephantastisch
Geldquelleerschlossen: denAtommüll.
Was gemeinhin als das größteProblem
der Atomkraft gilt, die ungelösteEnt-
sorgungsfrage, verwandeltsich in den
Bilanzen vonRWE, Veba undViag in
eineschierunerschöpfliche Kasse.

Das Zauberwort für dieatomgetrie-
bene Geldvermehrungheißt Rückstel-
lung. Weil niemand genau weiß, w
teuer das endgültige Atommüllgrab
und vor allem der spätere Abriß der
verstrahlten Atomzentralen werde
langenderen Betreiber perStromrech-
nung schonvorab kräftig zu.

Wie das läuft,ließ der Atomexperte
Gustav Sauer, bisletztes Jahr Leiter
der schleswig-holsteinischenAtomauf-
sicht, am Beispiel des AKWBrokdorf
nachrechnen.Dort kassiert die Betrei
bergesellschaftunter Führung derVeba
mit amtlicher Genehmigungallein für
den späteren Abriß1,88Pfennig pro Ki-
lowattstunde und sammelt so in 20 Ja
ren rund3,75Milliarden Mark ein –fast
soviel wie die ursprünglichen Bauko-
sten.

Gleichzeitig verbreitet die nuklear
Zugewinngemeinschaft bisheute die
Mär, Atomstrom sei diebilligste Ener-
giequelle. So kalkulierte das Fachbla
Atomwirtschaftdie Stillegungskosten fü
einen Reaktor vom TypBrokdorf mit
gerade mal einemZehntel dereinbehal-
tenen Summe.

Mit den weit höheren Rückstellun-
gen, spottet Sauer,„wird die Kernener-
gie von ihren Betreibernselbst diskredi-
tiert“. In Wahrheit gehe eswohl um
„ein bequemes Instrument derInnenfi-
nanzierung zum Nachteil der Steuerb
hörden“.

Das Rechne-dich-reich-Prozede
führte RWE im Juni 1994 noch einmal
ungeniert vor.Weil den phantastische
Einnahmen derEnergieabteilung beim
bestenWillen keine Kosten ingleicher
Höhe gegenübergestelltwerden konn-
ten, wurden kurzerhand die Atom
Rückstellungen um zwei Milliarden
Mark aufgestockt, fast doppelt sovie
wie im Vorjahr.

Auf einenSchlagentgingen demLand
Nordrhein-Westfalen damit Steuerei
nahmen von 500Millionen Mark. Für
RWE ein lukrativer Schachzug: De
91DER SPIEGEL 46/1995
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Konzern ist für den geplantenEinstieg ins
Telefongeschäft nun um so besser ge
stet.

Insgesamt besorgtensich die Atom-
kraft-EVU auf diese Weise steuer- un
zinsfrei bisheuteschonrund 40Milliar-
den Mark, mit denen siekaufen können,
was sie wollen. Ob und wann dasAtom-
geld in dieser Höhewirklich gebrauch
wird, muß sie nicht kümmern. DieFrage
stellt sich erst Jahrzehnte später.

All das wäre im demokratische
Deutschlandnicht möglich, wären die
Stromriesen einfach nurgroße Konzer
ne. Doch derElektrizitätswirtschaft ste
hen Hunderte vonwilligen Landes- und
Kommunalpolitikern zur Seite, die ih
RWE-Chef Kuhnt
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über lukrative Auf-
sichtsrats- und Bei
ratspostenverpflichtet
sind.

Nirgendwo ist das
Netz dichter als im
RWE-Reich.Schon in
den zwanzigerJahren
brach dort der Kon-
zerngründer Hugo
Stinnes denkommuna-
len Widerstand, indem
er den Städten Aktie
und ihren Politikern
Postenanbot.Seitdem
hält der Verband de
kommunalen Aktionä
re (VKA) sogar eine
Stimmenmehrheit be
der Hauptversamm
lung.
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Politik ist damit allerdings nicht zu
machen, erfuhr dereinzige grüneVer-
treter im VKA. Mit Satzungstricks se
„die kommunale Kontrolle zur bloße
Farce gemacht worden“. Nur werwill-
fährig ist, wird auch in den Aufsichtsra
berufen, wie etwa der frühereDuisbur-
ger SPD-Oberstadtdirektor Richa
Klein, der esinzwischensogar bis zum
Vorstandsmitgliedbrachte.

Dafür kann der RWE-Vorstanddar-
auf vertrauen, daß überall einflußreiche
Leute die Konzerninteressen vor O
vertreten. Insgesamt 63 Landräte,
Oberkreisdirektoren oder Bürgermei-
ster sind allein in densogenannten Re
gionalbeirätenvertreten, wo sie fürzwei
Sitzungen imJahr, wie Kenner schä
zen, bis zu 20 000 Markkassieren – ein
Art „legalisierter Korruption“, wie sich
der heutige Düsseldorfer Landeszentr
bankchefReimut Jochimsen einmal be
klagte.

Das System bewährte sich zuletzt bei
der Genehmigung für Garzweiler II. I
den zuständigenLandesgremien führen
RWE-Lobbyisten das Kommando (sie-
he KastenSeite 90).

Auch in Bonn kann RWE aufgute
Betreuung vertrauen. DasLobby-Büro
vor Ort führt Ulrich Engelmann, de
früher im Wirtschaftsministerium di
-
Abteilung Energiepolitik leitete. Inner
halb der Bundesregierung wiederu
verfocht bis zu seiner Pensionierung
Juni WirtschaftsstaatssekretärDieter
von Würzeneifrig die Strominteressen

Er war es, der während der Verhan
lungen zum Beitrittsvertrag mit de
DDR Bonns ChefunterhändlerWolf-
gang Schäuble einredete, „ohne di
Konzerne würde es im bevorstehend
Winter ziemlichkalt werden in den neu
en Ländern“, woraufhin dieser wider
willig dem Stromvertrag zustimmte.

Die Veba hält esbevorzugt mitMini-
stern. Anders alssein Vorgänger Gün
ther Jansen läßtsich derKieler Finanz-
und AtomministerClaus Möller (SPD)
mit einem gutbezahl-
ten Aufsichtsratsman
dat bei PreussenElek
tra ruhigstellen. Da
gleiche Privileg ge
nießt auch derhessi-
sche Ex-Finanzmini
ster Ernst Welteke
(SPD), der heute de

Landeszentralbank
vorsteht. Die früheren

Wirtschaftsminister
von Brandenburg un
Sachsen-Anhalt wirk-
ten segensreichbeim
Flankenschutz für de
Feldzug Ost undsaßen
während ihrer Amts-
zeit im Beirat des Un-
ternehmens. Derze
treffen sich dort auch
der hannoversche Wirtschaftsminis
PeterFischer (SPD) und sein hessisch
Kollege Lothar Klemm.

Für den kurzen Drahtnach Bonn
sorgt Walter Hohlefelder. Nach ach
Jahren als Leiter derAtomaufsicht im
Bundesumweltministerium dient er nu
Veba-Chef UlrichHartmann alspersön-
licher Berater undGeneralbevollmäch
tigter.

Wie bei den Großenfunktioniert das
Zusammenspiel auch bei den Töchte
und kleinerenUnternehmen. Bei de
VEW in Dortmund etwa führt der frü-
here Kassenwart der Landes-SPD d
Geschäfte,Fritz Ziegler. Dem Baden
werk stehtGerhardGoll vor, derzuvor
als Staatsrat im Kabinett desMinister-
präsidenten Erwin Teufel (CDU)dien-
te. Vorsitzender des Aufsichtsrats
Golls alter Parteifreund Finanzminist
GerhardMayer-Vorfelder.

Selbst bei derEnergieversorgung Os
bayern steht diepolitische Stromfront.
Da dürfen die Bezirkstagspräsident
aus der Oberpfalz und Niederbayern b
Aufsichtsratssitzungen zuschauen u
die Handaufhalten.

Gemeinsam garantiert der flächen-
deckendeStromfilz, daß die „Konzerne
sich aufführen können wie einStaat im
Staat“, beklagt der SPD-Energiepoli
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33,90Strompreise
ker und BundestagsabgeordneteMicha-
el Müller.

Darumscheitertenbislang alleVersu-
che, der Preiskontrolle Biß zuverschaf-
fen. Als etwa derdamalige Düsseldorfe
Wirtschaftsminister Jochimsen klarste
len wollte, daß alleRWE-Konzernge
winne eigentlich denStromkunden ge
hören und 1986 diebeantragtePreiser-
höhung verweigerte, reichte RWE s
fort Klage ein und beschwertesich bei
MinisterpräsidentJohannesRau.

Noch bevor ein Gericht dieKlage
auch nur verhandelte,hatte derKon-
zern schon eineschriftliche Zusicherung
der Staatskanzlei in der Tasche, d
„Gewinne ausnicht betriebsnotwendi
gen RWE-Beteiligungen dem Stromb
reich nicht zugerechnet“werden dürfen
Jochimsen kapitulierte.

Die gleiche Erfahrung machten di
Genehmigungsbeamten in Hannov
mit ihrem Regierungschef Gerhard
Schröder, als sieerstmals die Preise de
PreussenElektra unter die Lupe nehm
-
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Nur wenige zentrale
Großkraftwerke werden

wirklich gebraucht

in Deutschland in Mark
5

0
82 84 86 88 90 92 94

* Grund- und Arbeitspreis für 75 kWh

1980
wollten. Diese warenbislang nicht ge
nehmigungspflichtig,weil der Konzern
keine Tarifkunden, sondern nur die e
genen Weiterverteiler beliefert. Die G
setzeslücke beseitigte derBundesrat
zwar schon1989, aber auch Preussen
Elektrablockierte dasVerfahren mit ei-
ner Klage.

Dann, im vergangenen März, als d
Bundesverwaltungsgericht endlich d
peinliche Erörterung der Veba-Finan
zen beginnen sollte, gabWirtschaftsmi-
nister und PreussenElektra-BeiratPeter
Fischer das ganzeVerfahren plötzlich
auf. Die Anweisung sei aus der Staa
kanzleigekommen,versichert einMini-
sterialer. Der Ministerpräsident, d
sich in Energiefragen von dem Veb
Manager Werner Müller beraten und
Veba-Freunde Möller, Fischer, Klemm: Lu

F.
D

A
R

C
H

IN
G

E
R

sogar in SPD-Ausschüssen vertreten
läßt, habedies wohl „als seinenBeitrag
zum Energiekonsens“ gesehen.

Doch derpolitisch abgesicherteMilli-
ardenfluß in die Stromkassen treibt ei
verhängnisvolle Eigendynamik an: Die
EVU-Manager müssen dieungeheuren
Einnahmen inimmer neue Großprojek
te stecken. Würden sieihre horrenden
Gewinne an die Aktionäreausschütten,

müßten die Wirtschaftsministe
Preissenkungenfordern. So führt
das Hochpreissystem zu Investiti
nen um jeden Preis.

Gegendiese bizarre Logik ren
nen Energiereformerseit Jahren
an. Hundertfach wurdedetailliert
nachgewiesen, daß nur eini
wenige zentrale Großkraftwerk
wirklich gebraucht werden.Ener-
getisch, ökologisch und wirtschaf
lich vernünftiger wäre es, wo im
mer möglichKraft-Wärme-Kopp-
lungsanlagen zuerrichten und in
effiziente Beleuchtungs- und An
triebstechnik zu investieren. Un
ter normalen Bedingungen hieß
das Gebot derStunde: Stromspa
ren.

Mindestens ein Drittel des he
tigen Kraftwerksparks, so schät
Professor Peter Hennicke vom

Wuppertal-Institut, einer der führenden
energiepolitischen Fachleute derRepu-
blik, ließe sich mit „Negawatt-Investi
tionen“ einsparen.Klimaschutz wäre
endlich nichtmehr nur einleeresWort.

Wie das geht, führenausgerechnet di
Stromunternehmen der USA vor. Rad
kal beschnitten die Aufsichtsbehörden
der Bundesstaaten die Gewinne der M
nopolisten auf den durchschnittliche
Wertpapierzins.Ohne diePreiskalkula-
tion nach deutschem Mustererwiessich
die Atomkraft in den USA alsunwirt-
schaftlich.

Die Kilowattstunde durch Einsparun
(Negawatt), so die amerikanische L
gik, ist beimVerbraucherbilliger zu be-
schaffen als dasMegawatt ausneuen
Kraftwerken (SPIEGEL 23/1993). Seit
krative Posten für Politiker
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das Einsparen ökonomischbelohnt
wird, bauen die Versorger bei ihren
KundenEffizienztechnikein. Allein Ka-
lifornien sparteseit 1991 aufdiese Art
rund 2000 Megawatt Kraftwerkslei
stung.

Für den staatlichverordneten Zwang
zur Effizienz sprechen auch die Erfah
rungen im Nachbarland Dänemark.Seit
zehn Jahren unterliegen die dortige
e
t-

e
e

e

g

Stromunternehmenschon der Pflicht
die Energieverluste sogering wie mög-
lich zu halten. Konsequentsetzte das
Land aufdezentrale Kopplung von He
zung undStromerzeugungsowie Wind-
kraft und die Verwertung vonBiomas-
se.

Obwohl die Regierung eine Öko
Steuer von bis zu achtPfennig pro Kilo-
wattstundeerhebt,steht Dänemark im
europäischen Strompreisvergleich a
drittletzter Stelle.

Diesen Königsweg zu einer ökolo-
gisch reformierten Energiewirtscha
können in Deutschland vorallem Stadt-
werke und regionale Stromverteiler o
ganisieren. Nach dem Tschernob
Schock setzte miteiner bundesweite
Bürgerbewegung bei vielen Stadtwe
ken das Umdenkenein. Vorreiter wie
Saarbrücken undBremen demonstrier-
ten, wie durch Kraft-Wärme-Kopplung
und Einspartechnik dieökologische Zu-
kunft aussehen könnte (siehe Kasten
Seite 100).

Doch die von Hennicke undvie-
len Kommunalpolitikern verfochten
„Rekommunalisierung der Energiewir
schaft“ wird von denVerbundkonzer-
nen systematischsabotiert. Dabei hätt
im Jahr 1995 eine echte Energiewend
eingeläutet werden können.

Zum Stichtag 1. Januar, das hatt
schon die sozial-liberaleKoalition 15
Jahrezuvor beschlossen, stand esallen
Kommunen frei, die Stromversorgun
ihrer Bürger wieder in dieHandeigener
Stadtwerke zu legen. Die altenKonzes-
95DER SPIEGEL 46/1995
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Der Konzern versucht,
Rostock finanziell

in die Enge zu treiben
sionsverträge mit denGroßunterneh
men liefenEnde1994aus.

Die Gefahr für ihr Monopol konter
ten die Konzerne mit einerbundeswei-
ten „Großoffensive“, wie der Deutsch
Städtebundfeststellte.Quer durch die
Republik botenRWE, PreussenElektr
und Bayernwerk den geldknapp
Stadtkämmerern höhereKonzessions
abgaben an, wenn sieschon vorAblauf
der Verträgeweitere 20Jahre auf da
Stromgeschäft verzichteten.

Das Lockangebot, so urteilten d
bayerische und die hessischeKartellbe-
hörde, war rechtswidrig, docherfolg-
reich. Über 70 Prozentaller westdeut
schen Gemeindenunterschriebenvor-
zeitig neue Verträge,ermittelte das Bre
mer Energie-Institut.

Wo das nicht sofort zog, setzten d
ausgesandten Verhandler auf „andere
miese Tricks“, berichtet Manfred
Busch, Energiefachmann der Düssel-
dorfer Grünen-Fraktion. Die Bürge
der Städte Remscheid undHaanverun-
sicherte RWE mit derDrohung, ihre
Strompreise würden steigen, wenn si
auf der Übernahme desNetzesbestehen
würden. In Dortmundkippte die Stadt
ratsmehrheit zugunsten vonVEW,
nachdemdiese mit der Verlegung de
Konzernzentrale gedrohthatten.

Dem Landkreis Aachen überwies
RWE mal eben 1,5Millionen Mark ge-
gen die Zusicherung, den bestehend
Vertrag vorzeitig zu beenden und de
Weg für neue Verträge mitdrei Kreisge-
meinden freizumachen.Auch das war
rechtswidrig, stellte das Wirtschaftsm
nisterium später fest, der Kreisdirekt
durfte das Geld dennoch zurSchulden-
tilgung nutzen.

Für Kommunen, dieauch so nicht zu
ködern waren, inWestdeutschland im
merhin 125, entwickelten dieGroßmo-
nopolisten einenSpezialknüppel: den
Sachzeitwert. Obwohl sie alsquasi staat
liche Verwalter der Stromversorgung j
den investierten Pfennigdoppeltwieder
reinholen,sollen dieKommunen für die
Übernahme derweitgehend abgeschrie
benen Netzanlagen deren Wiederbe-
schaffungswertbezahlen.

Von Göttingen zumBeispiel fordert
die PreussenElektra 500Millionen Mark
für das Stadtnetz, gerade so, als hät
die Göttinger bisher noch mit Gaslam
pen beleuchtet undseien erst im letzte
Jahrelektrifiziert worden.

Berechtigt seiaber nur die Zahlun
des Restbuchwerts,allenfalls zehn bis
zwölf ProzentdieserSumme,kalkuliert
der Berliner KartellrechtlerSiegfried
Klaue. Andernfalls „müßten die Kun-
den für die gleicheInvestition ja zwei-
mal bezahlen“.

Vielerorts geschieht freilich genau
das. Mit einer Musterklage gegen RW
versuchen nun 40Gemeinden unte
Führung der Stadt Bocholt vor Geric
realistische Übernahmepreisedurchzu-
setzen.

Im Wilden Osten fühlt sich die
Strombruderschaft nochweniger an
Recht und Gesetz gebunden und
treibe „regelrecht imperialistische
Wirtschaftspolitik“, ärgert sich der
Leipziger Oberbürgermeister Hinrich
Lehmann-Grube.

Zwar mußten die Konzerne vor de
Verfassungsgericht anerkennen, da
den Gemeinden die örtlichen Strom-
netze und -anlagen auf Wunsch
übergeben sind.Aber seitdem stellen
Veba und RWE Gegenforderunge
die für die Kommunen „auf Erpres
sung hinauslaufen“, sagt Michael W
ber, Sprecher für 85 ostdeutsche G
meinden.

Wie das läuft, bekommenderzeit die
Rostocker Stadtwerker mitaller Härte
zu spüren.Strahlend blau undweiß er-
hebt sich ihre nagelneue Werkshalle 2
Meter hoch aus der tristen Industri
landschaft im grauenGewerbegebie
Marienehe.

Ab April soll das neue Heizkraft-
werk 150 000 Bürger mit Fernwärm
und Warmwasser versorgen und Str
für die ganze Stadterzeugen. Dami
wollten die Stadtväter gutesGeld ver-
dienen.

Doch darauswird wohl nichts. Dafür
sorgt Franz Bücker, Chef desregiona-
len Stromunternehmens „Hanseatisc
Energieversorgung AG “ (Hevag), da
zum Reich des westdeutschen Stro
konzerns Veba/PreussenElektra zähl

Gutgläubig hatten die Rostocke
nach derWende dieeigene Stromver
sorgung dem westlichen Käufer des
örtlichen Energiekombinats per Ve
trag überlassen. Im Gegenzug sollt
die neugegründeten Stadtwerke da
Fernwärmegeschäft übernehmen und
eigene Heizkraftwerkebetreiben. Den
anfallenden Strom,sicherte die Preus
senElektra zu, werde ihr Tochterunte
nehmen zufairen Preisenkaufen.

Aber bald darauf forderte Bücke
seineHevag müsse natürlich am neuen
Kraftwerk beteiligt werden. Weil der
Rostocker Senat das ablehnte,versucht
der Hevag-Chef die Stadtregierung
nanziell in die Enge zu treiben. Zu
nächst behielt er kurzerhand dieKas-
senbestände von achtMillionen Mark
aus dem Gas- und Wärmebetrieb e
anstattdiese wievereinbart den Stad
werken zu übergeben.Dann forderte
er die Stadt auf, siesolle für dasalte
Fernwärmenetz und einige marode
Heizwerke einen Kaufpreis von 25
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Millionen Mark entrichten – einVielfa-
ches dessen, was die PreussenElek
der Treuhand dafürbezahlthatte.

Die Stadtblieb hart. Bücker drückte
weiter. Nun verlangteseine Hevag für
die nächtliche Straßenbeleuchtung 2
Pfennig proKilowattstunde, obwohl si
zur selbenZeit denbilligen Nachtstrom
für 6,5 Pfennig bei denStadtwerken
kauft. Kosten für Rostock: andertha
Millionen Mark jährlich. Weil die Han-
seatensich nicht erpressenlassenwol-
len, bezahlte Bücker im Juni undJuli
den Stromnicht mehr, den dieStadt-
werke ihm liefern, undblieb 3,2Millio-
nen Markschuldig.

Auf Hilfe des Wirtschaftsministeri
ums in Schwerinkann Rostocknicht
hoffen. PreussenElektra und Bücker h
ben die Spitzenbeamten auf ihrer Se
Die verweigern demneuen Kraftwerk
sogar die Betriebsgenehmigung. So
es „mit den Vertretern derHevag ge-
meinsam besprochen und abgestim
worden“, hielten sie in einem interne
Vermerk fest.

Auch in vielenanderen Städtenbean-
spruchen die regionalen Konzern-Sta
halter kurzerhand die gesamten Einna
t
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Zahlreiche Städte fordern
das Recht, selbst

Strom zu erzeugen
men aus dem vierjährigen Betrieb der
Anlagen, die ihnenrechtlich gar nich
zustehen.Gleichzeitig sollen dieKom-
munen aberalle bisherigen Investitio
nen bezahlen. Im Fall der 22000-
Einwohner-Stadt Finsterwalde e
gibt das gleich zwölfMillionen Mark,
die nun dem neuenStadtwerk fehlen
Insgesamt sind 4,5 MilliardenMark
strittig.

Eine trickreiche Strategie praktizie
der RWE-Chefjustitiar Ulrich Mutsch
ler. Vor der Rückübertragung de
Stromnetze imGebiet derRWE-Töch-
ter Essag und EVS inBrandenburg und
Sachsen sollten dieGemeindenerstver-
traglich zusichern,ihren Strom 20Jahre
lang nur bei RWE zukaufen. Zahlrei-
che Städte forderten dagegen kürz
Laufzeiten und dasRecht,selbstStrom
zu erzeugen.

Aber Mutschler blockte ab. Erhabe
„lange genugverhandelt“, erklärte e
während derentscheidendenRunde im
Oktoberletzten Jahres in einer Berlin
Anwaltskanzlei denVertretern von 20
Städten. WerseinAngebotnicht anneh-
me, werde „eben auf Herausgabe d
Vermögens klagen müssen“.

Das wollten sich die Kommunalen
nicht noch einmalantun – alle unter-
schrieben.

Das Arsenal der Konzerne ist dam
noch lange nicht erschöpft. Wo sich die
101DER SPIEGEL 46/1995



Holzer (M.) beim SPIEGEL-Gespräch*: „Wir haben eine Fülle politischer Sonderbelastungen“

.

W
.

M
.

W
E

B
E

R

.

104 DER SPIEGEL 46/1995

te-

er
n
n

n

-

nd

d
-

n
,

t.
t-

e

i

n

r

ie
S P I E G E L - G e s p r äc h

„Uns liebt doch keiner“
Viag-Aufsichtsratschef Jochen Holzer über die Macht der Stromkonzerne
n
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SPIEGEL: Herr Holzer, die drei große
Stromkonzernewachsen mitabenteuer
licher Geschwindigkeit undkaufengan-
ze Branchen auf. Bereichern Siesich auf
Kosten der Stromkunden?
Holzer: Nein, wir bereichern uns nich
sondern wir betreiben eine vernünftige
Diversifizierung unserer Geldanlagen
die sehrwohl im Interesse der Stromve
braucherliegt.
SPIEGEL: Sie könnten dieExpansion
nicht finanzieren, wenn das Stromg
schäft nicht soenormprofitabel wäre.
Holzer: Sie müssen zwischenRendite
und Liquidität unterscheiden. Wirsind
in den siebzigerJahren insehr kapitalin-
tensive Kernkraftwerksprojekteeinge-
stiegen und gingen alledavon aus, da
ein stärkeres Wachstum im Stromve
brauch anhält und massivneueKapazi-
täten gebaut werden müssen. Das w
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nicht der Fall. Dasbedeutete auf de
einen Seite hohe Abschreibungen un
die Bildung von gesetzlich vorgeschri
benen Rückstellungen für dieEntsor-
gung der Kernkraftwerke, denen au
der anderenSeite geringere Investitio
nen folgen. Zwangsläufige Folge: Bei
allen Unternehmen habensich beacht-
liche Liquiditätsreserven gebildet, d
gerade im Interesse der Verbrauch
werterhaltend, renditestark undfungi-
bel anzulegen sind.
SPIEGEL: Hätten Sie danicht längst die
Preise senken müssen?
Holzer: Wir haben eine Fülle politi-
scher Sonderbelastungen,aber keine
überhöhtenPreise.Seit 1983 gab es in
Bayern keine Strompreiserhöhu
mehr. Im Gegenteil, am 1. Janua
1990 haben wir für die bayerische
Wirtschaft eine 5prozentige Strom
preissenkung durchgeführt. Real sind
das 30 ProzentVerbilligung. Wir zie-
hen die Verbraucher nunwirklich nicht
über den Tisch.
SPIEGEL: Nach wie vor haben Sie so
hohe Einnahmen, daß Sie aus d
Cash-flow die Expansion in andere
Branchenfinanzieren können.
Holzer: Warum sollten wir uns auf den
Strombereich beschränken?
SPIEGEL: Weil Sie dasGeld derStrom-
kunden verprassen. Allein mit de
Rückstellungen für dieAtommüll-Ent-

* Mit Redakteuren Dinah Deckstein und Harald
Schumann.
Konkurrenz nicht gleich unterbinden
läßt, setzen sie die „Kampfpreisstra
gie“ (Branchenjargon) ein.

In Niedersachsen traf der Leiter d
landeseigenenEnergieagentur, Stepha
Kohler, auf Dutzende von Betriebe
und öffentliche Einrichtungen, die
mit kleinen Blockheizkraftwerke
ihren Verbrauch selbst decken und
viele hunderttausend Tonnen desKli-
magifts Kohlendioxid einsparen könn
ten.

„Aber immer, wenn ein durchge-
rechnetes Konzept vorliegt, bietet
PreussenElektra sobillig an, daß sich
das nichtmehr lohnt“, berichtet Koh-
ler. „Mit ihren Überkapazitäten, die
großteils schon abgeschrieben si
können diejedenPreisunterbieten.“

Diese Dampfwalze aus Macht un
Geld, fürchtet Energiereformer Hen
nicke, werde früheroder späteralle
Alternativen einfach überrollen. Wenn
die Politik den endlosen Geldstrom i
die Konzernkassen nichtbegrenze
„brauchen wir über eineinnovative
Energiepolitik bald gar nichtmehr zu
debattieren“.

Fraglich ist, ob ein solcherKraftakt
überhaupt noch durchzusetzen is
Selbst dieradikale Freigabe von Wet
bewerb in derStromwirtschaft, wie sie
von Ökonomie-Professoren immerwie-
der gefordert wird, wäre nur ein
Pseudo-Reform.

„Dann bleiben einfach nur die dre
Großen übrig“, weiß Energieexperte
Kohler: „Mit ihren Überkapazitäte
konkurrieren die jedenAnbieter nie-
der, nach fünf Jahren haben sie ih
Oligopol zurück.“

Darauf setzen offenbar auch d
Strombosse.Gegenüber denKritikern
hat sich Veba-Chef Ulrich Hartmann
neuerdings Großzügigkeit verordnet:
„Wir klammern uns nicht an das
Strommonopol.“
Jochen Holzer
ist einer der einflußreichsten deut-
schen Strommanager. Als Chef der
Bayernwerk AG fädelte der frühere
Referatsleiter Energiepolitik im
Bonner Wirtschaftsministerium ei-
nen spektakulären Deal ein: 1994
trat der Freistaat Bayern seine
Mehrheit an dem Energieunterneh-
men an den Mischkonzern Viag ab.
Heute leitet Holzer, 61, den Auf-
sichtsrat beider Unternehmen.


